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Henning Klodt

Technologie- und Industriepolitik -
Aufgabe für die EG?

1. Europäische Technologie- und Industriepolitik nach Maas-
tricht

In der wirtschaftspolitischen Diskussion ist seit einigen Jahren ein
merklicher Kurswechsel zu verzeichnen. Immer drängender wird
die Forderung, der Staat müsse gezielt in die Märkte eingreifen,
um die internationale Wettbewerbsfähigkeit zu stärken und die Po-
sition der eigenen Unternehmen auf den Weltmärkten zu verbes-
sern. Dies signalisiert eine deutliche Abkehr von den politischen
Leitideen der achtziger Jahre, als unter den Schlagworten der ,,Rea-
gonomics" und des „Thatcherismus" die Zeichen auf Subventions-
abbau und Deregulierung standen. Vielleicht werden die neunzi-
ger Jahre einmal mit dem Schlagwort „Clintonomics" belegt wer-
den, doch der Meinungsumschwung geht weit über den Kreis der
U.S.-Administration hinaus. Mittlerweile mehren sich in allen west-
lichen Industrieländern die Stimmen, die dem Staat eine größere
Rolle bei der Gestaltung der Wirtschaft zuweisen wollen.

Mit den Beschlüssen von Maastricht hat die neue Welle des In-
terventionismus auch die EG erreicht. Während es beim 1985 ver-
abschiedeten Programm zur Vollendung des europäischen Binnen-
markts noch vorrangig um Liberalisierung und die Beseitigung von
Handels- und Mobilitätsbarrieren ging, steht gegenwärtig eindeu-
tig die Ausweitung des Staatseinflusses auf die Wirtschaft im Vor-
dergrund. Den gesamten Maastrichter Vertrag zur Europäischen
Union durchzieht der Tenor, den wirtschaftlichen und sozialen Zu-
sammenhalt in der Gemeinschaft durch eine Zentralisierung wirt-
schaftspölitischer Kompetenzen zu fördern.1 Die konkreten For-

1 Für eine ausführliche Analyse der EG-Politik vgl. Henning Klodt, Jürgen Stehn
et. al., Die Strukturpolitik der EG. Kieler Studien, 249, Tübingen 1992.
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mulierungen des Vertragstextes sind allerdings meist recht vage und
unverbindlich gehalten, so daß vielfältige Möglichkeiten für die Um-
setzung in die Praxis bestehen.

Besonders umstritten ist die Ausgestaltung der wirtschaftspoli-
tischen Kompetenzen der Gemeinschaft im Bereich der Industrie-
politik. In Art. 130 des Vertrags zur Europäischen Union werden
die Gemeinschaftsorgane ganz allgemein dazu verpflichtet, bei ih-
rer Politik industriepolitische Aspekte zu berücksichtigen. Sie sol-
len dabei insbesondere Maßnahmen ergreifen,

- mit denen die Anpassung der Industrie an strukturelle Verän-
derungen erleichtert wird,

- mit denen ein günstiges Umfeld für Unternehmen in der Gemein-
schaft geschaffen wird,

- mit denen die^bessere Nutzung des industriellen Potentials der
Forschungs- und Technologiepolitik gefördert wird.

Anhand der Aktionsprogramme, die von der Kommission zur Um-
setzung der Maastrichter Beschlüsse vorgelegt worden sind, läßt sich
nach vollziehen, daß die Industriepolitik der Gemeinschaft gezielt
auf die Förderung sogenannter Schlüsselindustrien ausgerichtet wer-
den soll. Dazu zählt die Kommission etwa den Flugzeugbau, die
Mikroelektronik und den Automobilbau. Die Vorschläge zielen vor-
rangig darauf ab, die Konkurrenzfähigkeit europäischer Unterneh-
men gegenüber den Vereinigten Staaten und Japan zu verbessern.
Dabei wird in erster Linie nicht auf eine Stärkung des innergemein-
schaftlichen Wettbewerbs gesetzt, sondern auf Protektionsmaßnah-
men in Form von Subventionen und Außenhandelsschranken.2

In Einklang mit diesen Bestrebungen ist die EG-Kommission be-
müht, ihre Forschungs- und Technologiepolitik stärker auf markt-
nahe Forschungsprojekte auszurichten. Den Anlaß dazu gibt die
Diskussion um das vierte gemeinschaftliche Rahmenprogramm für
Forschung und technologische Entwicklung, in dem die Grundli-
nien der Gemeinschaftspolitik für die Jahre 1994 bis 1998 festge-
legt werden. Bislang hatte die EG stets betont, daß sie nur solche

2 vgl. Henning Klodt, „Europäische Industriepolitik nach Maastricht". Die Welt-
wirtschaft, 1992, Heft 3, S. 263-273?
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Projekte fördert, die in die „vorwettbewerbliche" Phase fallen, um
möglichst wenig in den marktwirtschaftlichen Wettbewerb einzu-
greifen. Diese Einschränkung soll künftig nicht mehr gelten3. Dar-
über hinaus ist auf dem EG-Gipfel von Edinburgh im Dezember
1992 beschlossen worden, die Mittel für die gemeinschaftliche
Forschungs- und Technologiepolitik kräftig aufzustocken, und zwar
sowohl für das gegenwärtig laufende dritte als auch für das vierte
Rahmenprogramm.

Die Forschungs- und Technologiepolitik dürfte auch künftig der
wichtigste Bereich sein, der von dem Primat industriepolitischer
Ziele betroffen ist. Daneben gibt es Anzeichen dafür, daß in Teil-
bereichen auch die Regional-, die Wettbewerbs- und die Umwelt-
politik, ja selbst die Sozialpolitik verstärkt nach industriepolitischen
Zielen ausgerichtet werden soll. Es ist also damit zu rechnen, daß
die gesamte EG-Politik künftig stärker interventionistisch geprägt
sein wird als in der Vergangenheit.

Nach dem ablehnenden Referendum zum Maastrichter Vertrag
in Dänemark, dem ,,petit oui" in Frankreich und dem Beschluß
der Schweizer Bevölkerung, ihr Land nicht in den Europäischen
Wirtschaftsraum einzubinden, sind zunehmend Zweifel laut gewor-
den, ob eine immer weitergehende Zentralisierung tatsächlich der
beste Weg zu einem integrierten Europa darstellt. Doch die Ten-
denzen, die sich bei der Technologie- und Industriepolitik abzeich-
nen, dürften kaum davon beeinträchtigt werden, wie die weiteren
Verhandlungen zur Ratifizierung und zum Inkrafttreten des Maas-
trichter Vertrags ausgehen werden. Die Beschlüsse von Maastricht
müssen in jedem Fall als Willenserklärung der Mehrzahl der EG-
Mitglieder zu den Leitlinien der europäischen Integration angese-
hen werden; und diejenigen Teile, die sich auf die Strukturpolitik
beziehen, lassen sich notfalls auch ohne formale Vertragsgrund-
lage auf dem Wege von Einzelfallentscheidungen durchsetzen.

Eine ähnliche Strategie wurde in der Vergangenheit bereits mehr-
fach verfolgt: Mit der Verabschiedung der Einheitlichen Europä-
ischen Akte im Jahre 1985 wurden die Vertragsgrundlagen für den

3 Kommission der Europäischen Gemeinschaften, „Die Forschung nach Maastricht:
Bilanz und Strategie". Bulletin der Europäischen Gemeinschaften, Beilage 2/92,
Luxemburg 1992.
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Europäischen Fonds für Regionale Entwicklung (EFRE) sowie für
die gemeinschaftliche Forschungs- und Technologiepolitik und die
Umweltpolitik geschaffen. Tatsächlich wurde der EFRE jedoch be-
reits im Jahre 1975 gegründet; und die Wurzeln der gemeinschaft-
lichen Forschungs- und Technologiepolitik sowie der Umweltpoli-
tik reichen sogar bis in die frühen siebziger Jahre zurück. Ein wich-
tiges Instrument für derartige vertraglich nicht vorgesehene Kom-
petenzerweiterungen der Gemeinschaft bietet Art. 235 EWG-Ver-
trag, nach dem der Ministerrat jederzeit geeignete Vorschriften er-
lassen kann, um die Ziele der Gemeinschaft zu verwirklichen. Selbst
wenn der Vertrag von Maastricht endgültig scheitern sollte - wo-
für aus heutiger Sicht wenig spricht —, wäre eine Ausweitung der
strukturpolitischen Kompetenzen der EG damit keineswegs ausge-
schlossen.

Ihre industriepolitischen Prioritäten möchte die EG-Kommission
eindeutig bei den technologieintensiven Wirtschaftszweigen setzen.
Die in den Mitgliedstaaten vorherrschende konservierende Indu-
striepolitik, die vorrangig auf eine Verzögerung der Strukturanpas-
sung in altindustriellen Krisenbranchen setzt, wird von der Kom-
mission scharf kritisiert. Diese Kritik kommt nicht nur in ihrer
Grundsatzerklärung zur europäischen Industriepolitik zum Aus-
druck,4 sondern ist stets auch Leitlinie ihrer Überwachung natio-
naler Subventionsprogramme im Rahmen der Wettbewerbspolitik
gewesen. Die kritische Haltung gegenüber staatlichen Erhaltungs-
subventionen steht in Einklang mit der Kritik, die auch aus den
Reihen der Wirtschaftswissenschaft immer wieder an der nationa-
len Strukturpolitik geübt worden ist: Von der Wirtschaftswissen-
schaft ist allerdings als Alternative zur konservierenden Industrie-
politik ein Subventionsabbau empfohlen worden und nicht ein Er-
satz alter Subventionsprogramme durch neue.

Die wissenschaftliche Kritik an jedweder Subventionspolitik be-
ruht letztlich darauf, daß es im Rahmen einer Marktwirtschaft vor
allem Aufgabe der Unternehmen ist, Zukunftschancen und Zu-

4 Kommission der Europäischen Gemeinschaften, „Industriepolitik in einem of-
fenen und wettbewerbsorientierten Umfeld: Ansätze für ein Gemeinschaftskon-
zept". Bulletin der Europäischen Gemeinschaften, Beilage 3/91, Luxemburg 1991,
S. 7-25.
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kunftsmärkte zu identifizieren. Die für ein Land angemessene Wirt-
schaftsstruktur bildet sich im Wettbewerb automatisch heraus und
muß nicht vom Staat geplant werden. Aufgabe der Wirtschaftspo-
litik sollte es demnach sein, Hemmnisse des Strukturwandels ab-
zubauen, nicht dagegen, den Strukturwandel aktiv zu gestalten.

Die Verfechter einer strategisch orientierten Technologie- und In-
dustriepolitik verweisen dagegen darauf, daß auch im Ausland ak-
tiv in den Strukturwandel eingegriffen würde und daß gerade bei
technologieintensiven Branchen die Gefahr einer technologischen
Abhängigkeit drohe. Wenn der Staat nicht eingreift, würde Europa
Gefahr laufen, zur technologischen Kolonie Japans herabzusinken,
und würde in wenig lukrative Standardindustrien abgedrängt.5

Den theoretischen Hintergrund dafür bietet die Theorie der strate-
gischen Handelspolitik, die im Laufe der achtziger Jahre entwickelt
wurde und in der gezeigt wurde, daß es in oligopolistisch struktu-
rierten internationalen Märkten möglich sein kann, durch gezielte
Markteingriffe des Staates die Wohlfahrt eines Landes zu erhö-
hen.6 Von den Außenhandelstheoretikern, die diese Ansätze ent-
wickelt haben, ist allerdings stets betont worden, daß das Aufzei-
gen modelltheoretischer Möglichkeiten nicht verwechselt werden
dürfte mit praktischen Handlungsanweisungen für die Politik. Um
eine wohlfahrtsfördernde Interventionspolitik betreiben zu können,
sei der Staat auf derart umfangreiche und detaillierte Informatio-
nen angewiesen, die in der Praxis kaum zu beschaffen sein dürf-
ten. Von der Wirtschaftspolitik dagegen sind die neuen Ansätze
dankbar aufgegriffen und die von wissenschaftlicher Seite erhobe-
nen Vorbehalte eher ignoriert worden.

Es kann in diesem Beitrag nicht darum gehen, die gesamte Theo-
rie der strategischen Handelspolitik kritisch zu würdigen.7 Statt-
dessen soll gezielt auf ein Argument, das in der wirtschaftspoli-

5 Seitz, Konrad, Die japanisch-amerikanische Herausforderung - Deutschlands
Hochtechnologie-Industrien kämpfen ums Überleben. München 1990.

6 vgl. Spencer, Barbara, James Brander, „International R & D Rivalry and Indu-
strial Strategy". The Review of Economic Studies, Vol. 50, 1983, S. 707-722.

7 vgl. Bietschacher, Georg, Henning Klodt, Strategische Handels- und Industrie-
politik - Theoretische Grundlagen, Branchenanalysen und wettbewerbspoliti-
sche Implikationen. Kieler Studien, 244, Tübingen 1992.
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tischen Diskussion einen besonders hohen Stellenwert hat, näher
eingegangen werden - das Argument der technologischen Abhän-
gigkeit.

2. Technologische Abhängigkeit aus ökonomischer Sicht

Die These von der technologischen Abhängigkeit besagt in ihrer
schlichtesten Version, daß einzelne Länder in der Lage sind, auf-
grund ihrer Monopolstellung bei bestimmten Produkten andere
Länder auszubeuten, wobei unter Ausbeutung das Erzielen eines
über die Stückkosten hinausgehenden Preises verstanden wird. Das
ausbeutende Land ist also in der Lage, so wird argumentiert, Mo-
nopolgewinne auf Kosten des Auslandes zu erzielen. Beispiele für
Monopolstellungen einzelner Länder und Ländergruppen gibt es
etwa im Rohstoffbereich, wo derartige Positionen jedoch nicht tech-
nologische, sondern geologische Ursachen haben.

Soweit die Monopolposition auf der ausschließlichen Verfügbar-
keit bestimmter Technologien in einzelnen Ländern beruht, stellt
sich die Frage, wodurch denn die Anwendung dieser Technologien
in den anderen Ländern verhindert wird. Eine Ursache dafür könnte
sein, daß das technologisch führende Land die Imitation durch ei-
nen umfassenden, den gesamten Technologiebereich abdeckenden
Patentschutz unmöglich macht. Eine derartige Position wäre je-
doch nur eine Führungsposition auf Zeit, denn erstens ist die Lauf-
zeit von Patenten begrenzt, und zweitens lehrt die Erfahrung, daß
es immer wieder gelingt, um die Patente der Konkurrenz herum-
zuforschen und den Patentschutz durch eigene Innovationsleistun-
gen zu umgehen. Im übrigen ist das internationale Patentrecht nicht
so umfassend ausgebaut, daß es als unantastbare Rechtsgrundlage
eines breit angelegten Ausbeutungsverhältnisses zwischen ganzen
Volkswirtschaften dienen könnte.

Eine zweite Ursache könnte darin liegen, daß es dem rückstän-
digen Land selbst bei freier Verfügbarkeit des technischen Wissens
nicht gelingt, die Technik erfolgreich anzuwenden, etwa weil es den
verfügbaren Arbeitskräften an der dafür nötigen Qualifikation
mangelt. Diese Situation ist typisch für die Wirtschaftsbeziehun-
gen zwischen hochentwickelten und weniger entwickelten Ländern.
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Dabei geht es jedoch nicht um Ausbeutung, sondern um eine in-
ternationale Arbeitsteilung nach den jeweiligen komparativen Vor-
teilen. In dieser schlichten Version ist die These von der technolo-
gischen Abhängigkeit also wenig überzeugend.

In einer modifizierten Version wird argumentiert, daß in be-
stimmten Industrien die Kostenvorteile der Großserienproduktion
(statische Skalenerträge) so bedeutsam seien, daß langfristig nur
ein einziges Unternehmen in der Lage sei, im Weltmarkt zu über-
leben. Dieses Unternehmen könne Monopolgewinne erzielen, wenn
die Konkurrenz erst einmal erfolgreich verdrängt ist. In welchem
Land die betreffende Industrie letztlich überlebt, ist a priori unge-
wiß, denn ausschlaggebend dafür sind nicht natürliche kompara-
tive Vorteile, sondern historische Zufälligkeiten. Für die Wirt-
schaftspolitik ist die Versuchung groß, dem Zufall etwas nachzu-
helfen und durch eine gezielte strategische Industriepolitik die An-
siedlung derartiger Industrien im eigenen Lande zu fördern.

Als Beispiel für eine Indsutrie mit hohen statischen Skalenerträ-
gen wurde in den 70er Jahren oftmals die Automobilproduktion
genannt, doch mittlerweile ist deutlich geworden, daß die stark dif-
ferenzierte Weltnachfrage vielfältigen Raum für Produzenten un-
terschiedlicher Größe und unterschiedlicher Produktpalette läßt.
Heute wird das Argument der statischen Skalenerträge vor allem
im Flugzeugbau angeführt, und zwar insbesondere als Rechtferti-
gung für die umfangreichen Airbus-Subventionen.

Für den Flugzeugbau wird überdies mit dynamischen Skalener-
trägen argumentiert, d.h. mit im .Zeitverlauf eintretenden Kosten-
senkungen, die im wesentlichen auf Lerneffekten beruhen. Wer in
einer solchen Situation als erster mit der Produktion beginnt, hat
einen Kostenvorteil, der von später in den Markt eintretenden Un-
ternehmen nie mehr aufgeholt werden kann.8

Die Existenz von Lernkurven im Flugzeugbau ist unter Branchen-
experten unbestritten. Ob daraus folgt, daß langfristig nur ein ein-
ziges Unternehmen im Weltmarkt überleben kann, ist aber mehr

Welche Ansatzmöglichkeiten sich aus einer derartigen Situation für eine strate-
gische Industriepolitik ergeben, wird ausführlich erläutert von Helpman, Elha-
nan, Paul R. Krugman, Trade Policy and Market Structure, Cambridge 1989.
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als fraglich. Die Airbus-Subventionen beispielsweise, die die Exi-
stenz eines Konkurrenten zu Boeing sichern sollten, haben letzt-
lich nichts daran geändert, daß der Weltmarkt für zivile Passagier-
Flugzeuge von drei Großunternehmen beherrscht wird. Nur hei-
ßen diese Unternehmen heute nicht mehr Boeing, McDonnell-
Douglas und Lockheed, sondern Boeing, McDonnell-Douglas und
Airbus-Industrie. . .

In einer anderen Version besagt das Argument von der techno-
logischen Abhängigkeit, daß nationale Monopolstellungen in be-
stimmten Schlüsselindustrien dazu genutzt werden können, in nach-
gelagerten Industriezweigen ebenfalls Monopolstellungen aufzu-
bauen. So seien etwa die Unterhaltungselektronikindustrie oder der
Werkzeugmaschinenbau auf die Lieferung hochwertiger Chips an-
gewiesen, wenn sie nicht ins technologische Abseits geraten woll-
ten. Wer-bei der Chip-Produktion eine Monopolstellung habe,
könne somit auch bei jenen Produkten, für die Chips benötigt wer-
den, eine marktbeherrschende Stellung aufbauen.

Längerfristig dürfte eine derartige Situation aber nur stabil sein,
wenn die Chip-Produzenten auch bei den nachgelagerten Produk-
ten über komparative Vorteile verfügen. Denn wenn ein ausländi-
sches Unternehmen beispielsweise Geräte der Unterhaltungselek-
tronik kostengünstiger produzieren kann als die Unternehmen, die
im Lande der Chip-Produktion angesiedelt sind, könnten diese aus-
ländischen Unternehmen einen Preis für die Chips zahlen, der hö-
her liegt als der Gewinn, den die Chip-Produzenten bei der Ver-
wendung der Chips im eigenen Land erzielen können. Wenn die
Chip-Produzenten es dennoch vorziehen würden, ausländische Ab-
nehmer bei der Belieferung mit hochwertigen Chips zu diskrimi-
nieren, würden sie also auf mögliche Gewinne verzichten.9

Doch all diese Überlegungen sind gegenwärtig rein hypothetisch,
denn die vielbeschworene Monopolmacht japanischer Hersteller im

9 Eine entsprechend negative Erfahrung mußten diejenigen Länder der OPEC ma-
chen, die ihre starke Marktposition bei Rohöl dazu nutzen wollten, auch bei ver-
arbeiteten Mineralölerzeugnissen Monopolgewinne zu erzielen. Da diese Länder
offenbar keine komparativen Vorteile bei der Mineralölverarbeitung hatten, tra-
ten derart hohe Verluste auf, daß diese Industrialisierungsvorhaben rasch wie-
der aufgegeben wurden.
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Chipbereich entpuppt sich bei näherem Hinsehen als Schimäre: Bei
Speicherchips gehen ihre Weltmarktanteile seit Beginn der neunzi-
ger Jahre dramatisch zurück, da mehrere Anbieter aus Südkorea
auf diesem Markt Fuß gefaßt haben. Bei Mikroprozessoren gab
es nie eine Dominanz japanischer Hersteller; hier sind seit je her
amerikanische Unternehmen führend. Und der Markt für anwen-
dungsspezifische Logikchips (ASICs) ist so heterogen, daß er al-
lenfalls in engen Nischen begrenzte Monopolstellungen, erlaubt.
Schließlich kommt hinzu, daß mit zunehmender Integrationsdichte
mikroelektronischer Schaltkreise die Software mehr und mehr zum
entscheidenden Engpaß wird; auf dem Chipmarkt dagegen wird der
Wettbewerb immer schärfer.

Anders als bei natürlichen Rohstoffen, bei denen der Zugang zu
den Lagerstätten darüber entscheidet, wie viele Anbieter auf dem
Markt sind, stehen die Preise auf den Märkten für Industriewaren
stets unter dem latenten Druck der potentiellen Konkurrenz. Nur
bei Rohstoffen sind demnach dauerhafte ökonomische Abhängig-
keitsverhältnisse zwischen Ländern vorstellbar; bei Industriewaren
macht die Ausnutzung von Monopolstellungen durch überhöhte
Preise automatisch den Markteintritt potentieller Konkurrenten ren-
tabel, so daß eine monopolistische Ausbeutung der Abnehmerlän-
der sich selbst die eigene Basis entziehen würde. Die Monopolstel-
lung eines Landes bei einzelnen Produkten schafft noch längst keine
Abhängigkeitsverhältnisse, die das eine Land zur Hegemonialmacht
und das andere zur Wirtschaftskolonie macht. Wirtschaftliche und
politisch-militärische Macht sind eben zweierlei.

3. Die Rolle der Industrie- und Technologiepolitik im interna-
tionalen Standortwettbewerb

Der von der Mikroelektronik geprägte technologische Wandel er-
fordert nicht nur von den Unternehmen, sondern auch von der
Wirtschaftspolitik eine Anpassung an veränderte Bedingungen. Mit
der Verbreitung moderner Informations- und Kommunikationstech-
nologien ist die Bedeutung räumlicher Entfernungen geschrumpft.
So ist es möglich geworden, ein Automobil mit deutscher Technik
und italienischem Design in Spanien oder in Mexiko für den nord-
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amerikanischen Markt zu produzieren. Globalisierung der Märkte
und Internationalisierung der Produktion sind die Schlagworte.

Diese Entwicklung hat weitreichende Konsequenzen für den in-
ternationalen Wettbewerb. Traditionelle Vorstellungen, nach de-
nen nationale Unternehmen mit ihren Exportprodukten auf den
Weltmärkten konkurrieren, verlieren zusehend an Bedeutung. Der
Export von ausländischen Tochtergesellschaften US-amerikanischer
Konzerne ist heute schon fast so hoch wie der gesamte Export der
Vereinigten Staaten.10 Auch für japanische und europäische Un-
ternehmen wird die Strategie der Internationalisierung immer wich-
tiger.

Die Entscheidungen darüber, wo investiert wird, werden heute
im weltweiten Maßstab getroffen. Damit hängt auch die Frage, wo
neue Einkommen und Arbeitsplätze geschaffen werden, immer
mehr davon ab, wie attraktiv ein Standort für internationale Inve-
storen ist. Wenn die Wirtschaftspolitik Wachstum und Beschäfti-
gung im eigenen Lande fördern will, muß sie sich also dem Wett-
bewerb mit der Wirtschaftspolitik anderer Länder stellen. Der in-
ternationale Wettbewerb zwischen Unternehmen wird zunehmend
überlagert durch den Standortwettbewerb zwischen Regionen und
Ländern. Theoretisch ausgedrückt geht es beim Standortwettbewerb
darum, in welchem Ausmaß es den immobilen Produktionsfakto-
ren eines Landes gelingt, mobile Produktionsfaktoren an sich zu
binden. Je mehr mobile Faktoren attrahiert werden, desto höher
ist die Produktivität der immobilen Faktoren. Höhere Produktivi-
tät wiederum ist in aller Regel gleichbedeutend mit höheren Ein-
kommen und besseren Beschäftigungschancen.

Im internationalen Maßstab sind es vor allem die Arbeitskräfte,
die als vergleichsweise immobil gelten können. International mo-
bil ist dagegen das Kapital. Das war früher so und ist auch heute
noch so. Wenn man verstehen will, warum der internationale Stand-
ortwettbewerb gerade in jüngerer Zeit so an Bedeutung gewonnen
hat, muß ein dritter Faktor mit ins Bild genommen werden, und
zwar der Produktionsfaktor technisches Wissen.

10 vgl. Kravis, Irving B., Robert E. Lipsey, Technological Characteristics of Indun-
stries and the Competitiveness of the US and its Multinational Firms. NBER Wor-
king Papers, 2933, April 1989.
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Technisches Wissen galt lange Zeit als ähnlich immobil wie der
Faktor Arbeit. Da die industrielle Forschung und Entwicklung auf
hochentwickelte Industrieländer konzentriert war, hatten diese Län-
der zugleich Wettbewerbsvorteile bei der Produktion forschungs-
intensiver Waren. Im Gegenzug dazu wurden aus den weniger ent-
wickelten Ländern vorzugsweise arbeits- und rohstoffintensive Gü-
ter oder auch standardisierte kapitalintensive Güter importiert.
Durch die Verbreitung moderner Informations- und Kommunika-
tionstechnologien hat sich jedoch Entscheidendes verändert. Die
Transaktionskosten im internationalen Technologietransfer sind im
Laufe der 70er und 80er Jahre derart drastisch gesunken, daß es
heute sehr viel leichter und kostengünstiger ist als früher, Produk-
tionsprozesse weltweit zu organisieren. Zwar nehmen die fortge-
schrittenen Industrieländer immer noch eine Schlüsselposition bei
der Entwicklung neuer Technologien ein, aber die Produktion der
neuen Güter findet oftmals woanders statt. Die räumliche Entkop-
pelung von Forschung und Produktion erfordert einen intensiven
grenzüberschreitenden Informationsfluß, der durch die neuen
Informations- und Kommunikationstechnologien überhaupt erst
möglich geworden ist. Letztlich sind es die raschen Fortschritte in
der Mikroelektronik, die die Globalisierung und Internationalisie-
rung vorangetrieben haben.

Gerade in Westeuropa erhält der Standortwettbewerb zusätzli-
chen Schub durch die Vollendung des EG-Binnenmarktes. Der Ab-
bau von Grenzkontrollen, die Angleichung der institutionellen Rah-
menbedingungen und nicht zuletzt die Liberalisierung des Kapital-
verkehrs werden die Verlagerung von Produktionsstätten zu den
kostengünstigsten Standorten weiter fördern. Die Frage, welcher
Nationalität weltweit operierende Unternehmen zuzurechnen sind,
wird immer unwichtiger.

Als Antwort auf diese neuen Herausforderungen sind die Un-
ternehmen längst dazu übergegangen, international zu kooperie-
ren. Die strategische Allianz von Siemens, IBM und Toshiba zur
gemeinsamen Entwicklung des 256-M-Chips ist dafür nur ein Bei-
spiel unter vielen. Die Technologiepolitik hinkt dieser Entwicklung
allerdings hinterher, denn sie zielt immer noch primär darauf ab,
die technologische Wettbewerbsfähigkeit heimischer Unternehmen
gegenüber der ausländischen Konkurrenz zu stärken.
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Aus der Intensivierung des weltweiten Standortwettbewerbs folgt
letztlich, daß es nicht ausreicht, herkömmliche nationale Konzepte
der Forschungsförderung schlicht auf die europäische Ebene zu
übertragen. Die erweiterten Möglichkeiten und die reduzierten Ko-
sten der weltumspannenden Kommunikation haben die alten Waf-
fen der Technologie- und Industriepolitik stumpf werden lassen.
Mit staatlichen Subventionen und Importbarrieren lassen sich keine
Vorteile im Standort Wettbewerb erzielen. Internationale Investo-
ren sind weit mehr auf offene Märkte angewiesen als auf finan-
zielle Zuwendungen.

Wenn die Technologie- und Industriepolitik nicht ins Abseits ge-
raten will, wird sie sich den neuen Herausforderungen stellen müs-
sen und ihrerseits der Förderung von Kommunikation und inter-
nationaler Kooperation einen hohen Stellenwert einräumen müs-
sen. Sie ist dabei nicht als Dukatenesel gefragt, sondern als Mode-
rator und Katalysator, um Initialzündungen auszulösen und
Synergieeffekte in die Wege zu leiten. Massive Subventionspro-
gramme zugunsten nationaler Unternehmen laufen dagegen immer
mehr ins Leere.

Diese Erkenntnis ist allerdings noch nicht sehr weit verbreitet:
In dem Bemühen, bei vermeintlichen Schlüsseltechnologien einen
Vorsprung gegenüber dem Ausland zu erlangen, sind die großen
Industrieländer in einen regelrechten Subventionswettlauf geraten.
Dabei setzen alle auf die gleichen Pferde - die Kernkraft (mit ab-
nehmender Tendenz), die Luft- und Raumfahrt (mit steigender Ten-
denz) sowie die Mikroelektronik (mit anhaltend hohem Gewicht).
Da alle das gleiche fördern, gibt es letztlich für keines der Länder
etwas zu gewinnen. Sie werden sogar ärmer, da sich der erhoffte
Ertrag der Subventionierung - die Abschöpfung von Monopol-
gewinnen aus dem Ausland — nicht einstellen will. Aus dieser Lage
gibt es nur einen Ausweg - den international koordinierten Sub-
ventionsabbau. Hier sollte die eigentliche Aufgabe einer interna-
tionalen Koordinierung der Industrie- und Technologiepolitik ge-
sehen werden.
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